
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Fabio De Masi, Kerstin Kassner,
Jörg Cezanne, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 19/17629 –

Höchstbeträge bei Verteilung der Einkommensteueranteile an Gemeinden

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Kommunen werden seit 1970 im Rahmen unserer Finanzverfassung am 
Aufkommen der Einkommensteuer beteiligt (Artikel 106 Absatz 5 des Grund-
gesetzes – GG). Somit entwickelte sich die Einkommensteuer zu einer Ge-
meinschaftsteuer von Bund, Ländern und Kommunen. Ein entscheidendes 
Ziel war es, die Abhängigkeit der Kommunen von der Gewerbesteuer zu ver-
ringern. Es wurde zwar zeitgleich die Gewerbesteuerumlage an den Bund ein-
geführt, doch die Beteiligung an der Einkommensteuer überstieg diese Ausfäl-
le. Die jeweils aktuellen Verteilungsprinzipien sind im Gemeindefinanzre-
formgesetz (GemFin-RefG) sowie in Rechtsverordnungen des Bundesministe-
riums der Finanzen (BMF) und der Länder festgelegt (vgl. BMF-Dokumenta-
tion, Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer in der Gemeindefinanzre-
form, 2015).

Zur Bestimmung des Verteilungsschlüssels für den Einkommensteueranteil 
der einzelnen Gemeinden werden nicht die gesamten Steuerleistungen eines 
Steuerpflichtigen berücksichtigt, sondern nur die Steuerbeträge, die auf ein zu 
versteuerndes Einkommen bis zu einer bestimmten Obergrenze, der sog. 
Höchstgrenze bzw. des sog. Sockelbetrags, entfallen. Diese liegt derzeit bun-
deseinheitlich bei 35 000 Euro und bei 70 000 Euro für zusammen veranlagte 
Ehegatten (§ 3 Absatz 1 GemFinRefG). Je niedriger die Höchstbetragsgrenzen 
liegen, desto stärker wirkt diese Angleichung, weil aufgrund steigender Löhne 
und Gehälter ein immer größerer Anteil des Steueraufkommens nicht berück-
sichtigt wird. Mit den aktuellen Höchstbeträgen wurde erreicht, dass im Bun-
desdurchschnitt ca. 60 Prozent des örtlichen Aufkommens in die Ermittlung 
des Verteilungsschlüssels einfließen und dass ein gewisses Steuerkraftgefälle 
zwischen großen und kleinen Gemeinden gewahrt wird (vgl. BMF-
Dokumentation, Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer in der Gemein-
definanzreform, 2015, S. 17). Durch das Kappen der Einkommensspitzen wer-
den aber grundsätzlich kommunale Aufkommensunterschiede angeglichen. 
Somit geht es gleichsam um den Einfluss dieser Regelungen auf die immer 
weiter aufgehende Schere zwischen strukturstarken und strukturschwachen 
Kommunen sowie auf die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse.

Die Verordnung über die Ermittlung der Schlüsselzahlen für die Aufteilung 
des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer für die Jahre 2018, 2019 und 
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2020 tritt gemäß § 5 Satz 1 dieser Verordnung am 31. Dezember 2020 außer 
Kraft. Dies gibt aus Sicht der Fragesteller Anlass, auch die Höchstbeträge bei 
der Verteilung der Einkommensteueranteile nach § 3 Absatz 1 des Gemeinde-
finanzreformgesetzes (GemFinRefG) zu betrachten.

 1. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung durchschnittlich der 
Einkommensteueranteil am Gesamtgemeindehaushalt (bitte nach Bun-
desländern unterteilen)?

Die folgende Tabelle 1 zeigt den Einkommensteueranteil an den bereinigten 
Einnahmen der Kommunen auf Länderebene sowie bundesweit (nur Flächen-
länder, FLL) zum 31. Dezember 2019, dem Datum der letzten vorliegenden 
Kassenstatistik des Statistischen Bundesamtes.

Tabelle 1 Einkommensteueranteil an den
bereinigten Einnahmen in %Land

Baden-Württemberg 16,4
Bayern 19,2
Brandenburg 11,3
Hessen 17,0
Mecklenburg-Vorpommern 9,8
Niedersachsen 14,5
Nordrhein-Westfalen 13,4
Rheinland-Pfalz 16,0
Saarland 15,2
Sachsen 10,3
Sachsen-Anhalt 10,6
Schleswig-Holstein 14,5
Thüringen 11,1
Bundesgebiet (FLL) 15,0

Quelle: Statistisches Bundesamt, Kassenstatistik und eigene Berechnungen

 2. Wie hat sich dieser Einkommensteueranteil, differenziert nach west- und 
ostdeutschen Gemeinden, in den vergangenen 30 Jahren entwickelt?

Die folgende Tabelle 2 zeigt den Einkommensteueranteil an den bereinigten 
Einnahmen der Kommunen (nur Flächenländer), differenziert nach west- und 
ostdeutschen Kommunen, von 1991 bis 2019.

Tabelle 2 Einkommensteueranteil an den bereinigten Einnahmen in %
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Alte Bun-
desländer 17,6 17,8 17,2 16,7 16,8 15,5 15,2 15,6 16,0 16,5 16,2 15,9 16,0 14,4 13,9

Neue Bun-
desländer 2,2 4,8 5,4 6,2 7,3 4,7 4,3 4,3 5,1 4,5 4,3 4,4 4,4 4,3 4,6

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019
Alte Bun-
desländer 14,2 15,0 16,1 15,3 14,3 14,4 15,2 15,3 15,6 15,7 15,0 15,6 15,7 15,8

Neue Bun-
desländer 4,7 5,7 7,5 7,0 6,9 7,8 8,5 9,0 9,3 9,9 9,8 10,2 10,4 10,6

Quelle: Statistisches Bundesamt, 1991 – 2017: Rechnungsstatistik, 2018 – 2019: Kassenstatistik 
und eigene Berechnungen
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 3. a) Auf Basis welcher Rechtsgrundlagen werden der Gemeindeanteil an 
der Einkommensteuer festgelegt sowie der für das gesamte Bundes-
gebiet ermittelte Anteil auf die einzelnen Bundesländer aufgeteilt, 
und sieht die Bundesregierung diesbezüglich Änderungsbedarfe?

Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer ist festgelegt durch § 1 Satz 1 des 
Gemeindefinanzreformgesetzes (GemFinRefG). Die Aufteilung zwischen den 
Bundesländern ergibt sich nach § 1 Satz 2 GemFinRefG. Die Bundesregierung 
sieht diesbezüglich keinen Änderungsbedarf.

b) Auf Basis welcher Rechtsgrundlagen erfolgt die Verteilung des jewei-
ligen Anteils an der gesamten Einkommensteuer eines Landes auf die 
einzelnen Kommunen, und sieht die Bundesregierung diesbezüglich 
Änderungsbedarfe?

Die Verteilung des jeweiligen Anteils auf die einzelnen Gemeinden innerhalb 
eines Landes richtet sich nach den §§ 2 und 3 GemFinRefG und wird durch 
Rechtsverordnungen des Bundes sowie der Länder konkretisiert und festgelegt.
Der Bund eruiert in regelmäßigen Abständen, üblicherweise alle drei Jahre, ge-
meinsam mit den Ländern und kommunalen Spitzenverbänden, inwieweit die 
Verteilung des jeweiligen Anteils an der gesamten Einkommensteuer eines 
Landes auf die einzelnen Gemeinden durch Anpassung der in Frage 5 genann-
ten Höchstbeträge abzuändern ist. Die Entscheidung bezüglich einer Änderung 
der Verteilung basiert auf Modellrechnungen, welche das Statistische Bundes-
amt im Auftrag der Bundesregierung erstellt und die den Ländern und kommu-
nalen Spitzenverbänden im Zuge der Abstimmung der Rechtsverordnung zur 
Verfügung gestellt werden.
Ergibt sich bei der Abstimmung dies gemeinsame Bestreben, eine Änderung 
der Verteilung durch die Anpassung der Höchstbeträge herbeizuführen, erfolgt 
eine entsprechende Gesetzgebungsinitiative der Bundesregierung zur Änderung 
des § 3 Absatz 1 GemFinRefG.
Die nächste Abstimmung dazu findet in diesem Jahr statt.

 4. Auf Basis welcher Rechtsgrundlage und Statistiken wird die sog. Schlüs-
selzahl gemäß § 3 Absatz 1 GemFinRefG ermittelt, und welche fiskali-
sche und verteilungspolitische Bedeutung hat sie nach Auffassung der 
Bundesregierung?

Die Ermittlung der Schlüsselzahlen richtet sich nach Maßgabe des § 3 Absatz 1 
GemFinRefG, sowie näheren Bestimmungen der Rechtsverordnung des Bundes 
mit Zustimmung des Bundesrates nach § 3 Absatz 3 GemFinRefG. Auf Basis 
dieser Grundlage erfolgt die Ermittlung der Schlüsselzahl durch die Länder 
nach § 2 GemFinRefG auf Grund der Bundesstatistiken über die Lohnsteuer 
und die veranlagte Einkommensteuer. Die Schlüsselzahlen werden anschlie-
ßend durch Rechtsverordnungen der Länder festgesetzt.
Die Schlüsselzahlen regeln die Verteilung des Gemeindeanteils an der Einkom-
mensteuer zwischen den Gemeinden innerhalb eines Landes. Dadurch beein-
flussen die Schlüsselzahlen die kommunalen Einnahmen und haben somit eine 
fiskalische und verteilungspolitische Bedeutung.
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 5. Liegen der Bundesregierung aktuellere Modellrechnungen als jene aus 
dem Jahr 2017 (vgl. BMF-Dokumentation, Der Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer in der Gemeindefinanzreform, 2015 S. 18) zu den 
Höchstbeträgen nach § 3 Absatz 1 des Gemeindefinanzreformgesetzes 
vor?

Nein.

a) Wenn ja, welche, und zu welchem Ergebnis kommen diese?

Auf die Antwort zu Frage 5 wird verwiesen.

b) Wenn nein, plant die Bundesregierung, eine aktuelle Modellrechnung 
zu erstellen und zu veröffentlichen, und wenn ja, wann?

Die nächste Modellrechnung wird vom Statistischen Bundesamt im Laufe des 
Jahres 2020 erstellt. Eine Veröffentlichung ist derzeit nicht geplant.

 6. Was war nach Kenntnis der Bundesregierung der Grund für die Einfüh-
rung sog. Höchstbeträge gemäß § 3 Absatz 1 GemFinRefG?

Inwieweit vertritt die Bundesregierung die Auffassung, dass diese Be-
gründung auch heutzutage noch Bestand hat?

Die Festsetzung von Höchstbeträgen bei der Berechnung der Schlüsselzahlen 
zur Verteilung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer wurde bereits bei 
der Einführung des GemFinRefG 1969 beschlossen.
Der Grund für die Einführung von Höchstbeträgen lag darin, Steuerkraftunter-
schiede zwischen Gemeinden gleicher Größe zu verringern sowie das Steuer-
kraftgefälle zwischen großen und kleinen Gemeinden zu wahren, gleichzeitig 
allerdings eine grundlegende Verteilung des Gemeindeanteils an der Einkom-
mensteuer zwischen den Gemeinden nach den Einkommensteuerleistungen ih-
rer Einwohner zu gewährleisten.
Eine grundlegende Verteilung nach den Einkommensteuerleistungen stellt si-
cher, dass die kommunalen Steuereinnahmen den wesentlichen Determinanten 
kommunaler Politik entsprechen. Durch Festsetzung von Höchstbeträgen kann 
innerhalb dieses Systems eine Verringerung der Unterschiede in der Steuerkraft 
je Einwohner (relative Steuerkraftunterschiede) zwischen den Gemeinden er-
reicht werden, welche vor dem Hintergrund der zu beobachtenden Heterogeni-
tät der kommunalen Finanzausstattung aus Sicht der Bundesregierung weiter-
hin gerechtfertigt ist.

 7. Welche fiskalischen Auswirkungen sind nach Auffassung der Bundes-
regierung durch eine Anhebung oder Absenkung der Höchstbeträge bei 
der Verteilung der Einkommensteuer jeweils für Gemeinden, Länder und 
den Bund zu erwarten?

Die Veränderung des Höchstbetrages hat keine fiskalischen Auswirkungen auf 
die Länder und den Bund.
Für einzelne Gemeinden kann eine Änderung der Höchstbeträge direkte fiskali-
sche Auswirkungen haben. So verringert sich bei einer Anhebung der Höchst-
beträge der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer bei Gemeinden mit über-
proportional vielen Einkommensbeziehern unterhalb des anfänglichen Höchst-
betrages und vice versa. Der aggregierte Gemeindeanteil an der Einkommen-
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steuer auf Länderebene bleibt von einer Änderung der Höchstbeträge unbe-
rührt.

 8. Welche Umverteilungswirkungen hat nach Kenntnis der Bundesregie-
rung der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer bei unterschiedlich 
hohen Einkommen?

Inwieweit besitzen die Rechenbeispiele aus Anlage 1 der BMF-Doku-
mentation weiterhin Gültigkeit, oder sieht die Bundesregierung hier ei-
nen Aktualisierungsbedarf (falls Aktualisierungsbedarf besteht, bitte drei 
aktuelle Beispielrechnungen)?

Im Vergleich zu einer Verteilung des Gemeindeanteils an der Einkommensteu-
er, welche sich nach den kompletten Einkommensteuerleistungen richtet, kann 
durch die Festsetzung von Höchstbeträgen eine pro Kopf gleichförmigere Ver-
teilung zwischen den Gemeinden erreicht werden.
Die Rechenbeispiele aus Anlage 1 der BMF-Dokumentation haben weiterhin 
Gültigkeit, da diese die Verteilungswirkungen verschiedener Höchstbeiträge 
exemplarisch erklären.

 9. a) Welche Auswirkungen hat nach Kenntnis der Bundesregierung ein 
überproportional großer Anteil besserverdienender Einwohnerinnen 
und Einwohner in einer Kommune auf Einnahmen aus dem Einkom-
mensteueranteil?

Da sich die Verteilung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer grundle-
gend nach den Einkommensteuerleistungen der Einwohner richtet, erhöht ein 
großer Anteil besserverdienender Einwohnerinnen und Einwohner in einer Ge-
meinde die Einnahmen aus dem Einkommensteueranteil. Der Effekt wird durch 
die Festsetzung von Höchstbeträgen abgeschwächt.

b) Welche Nachteile hat die vorherrschende Regelung für Kommunen 
mit einer großen Anzahl an Niedrigverdienerinnen und Niedrigverdie-
nern?

Im Vergleich zu einer Verteilung des Gemeindeanteils an der Einkommensteu-
er, welche sich nach den kompletten Einkommensteuerleistungen richtet, führt 
eine Regelung unter Festsetzung von Höchstbeträgen zu höheren Einnahmen 
für Gemeinden mit einer großen Anzahl an Niedrigverdienerinnen und -verdie-
nern. Dementsprechend kann die geltende Höchstbetrags-Regelung als Vorteil 
für Gemeinden mit einer großen Anzahl an Niedrigverdienerinnen und Niedrig-
verdienern gesehen werden.

c) Sieht die Bundesregierung vor diesem Hintergrund Anpassungsbe-
darf?

Auf die Antwort zu Frage 3b wird verwiesen.
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10. Inwiefern kann nach Auffassung der Bundesregierung durch Beibehal-
tung der Höchstbeträge der Abbau von großen Steuerkraftunterschieden 
zwischen den Kommunen befördert werden?

Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung die Nivellierung die-
ser Steuerkraftunterschiede in den Jahren 2015 bis 2019 ausgefallen (bit-
te einzeln nach Jahren aufschlüsseln)?

Im Rahmen der letzten Modellrechnungen, basierend auf Daten aus 2015, hat 
sich gezeigt, dass, im Vergleich zu einer Verteilung des Gemeindeanteils an der 
Einkommensteuer, welche sich nach den kompletten Einkommensteuerleistun-
gen richtet, die Festsetzung von Höchstbeträgen in Höhe von 35.000 Euro für 
Alleinstehende und 70.000 Euro für zusammenveranlagte Ehegatten die Steuer-
kraftunterschiede zwischen finanzschwachen und finanzstarken Gemeinden um 
rd. 90 Euro je Einwohner verringert.
Über die Modellrechnung hinaus liegen der Bundesregierung keine Daten vor, 
um die durch die Festsetzung der Höchstbeträge erreichte Verringerung der re-
lativen Steuerkraftunterschiede zwischen den Gemeinden in den Jahren 2016 
bis 2019 zu quantifizieren.

11. Inwieweit werden nach Auffassung der Bundesregierung durch die ge-
genwärtigen Höchstbeträge, die bewirken, dass im Bundesdurchschnitt 
ca. 60 Prozent des örtlichen Aufkommens in die Ermittlung des Vertei-
lungsschlüssels einfließen (vgl. BMF-Dokumentation, S. 17), struktur-
schwache Gemeinden gestärkt?

Im Vergleich zu einer Verteilung des Gemeindeanteils an der Einkommensteu-
er, welche sich nach den kompletten Einkommensteuerleistungen richtet, be-
wirken die gegenwärtigen Höchstbeträge, dass die relativen Steuerkraftunter-
schiede zwischen Gemeinden mit vielen Geringverdienern und Gemeinden mit 
vielen Hochverdienern verringert werden.
Gegeben, dass in strukturschwachen Gemeinden oftmals überproportional viele 
Geringverdiener leben, stärken die gegenwärtigen Höchstbeträge somit in der 
Regel die Steuerkraft strukturschwacher Gemeinden.

12. Wird in der Bundesregierung gemeinsam mit Ländern und kommunalen 
Spitzenverbänden über eine Änderung der Höchstbeträge mit der Folge, 
dass ein Anteil von mehr oder weniger als 60 Prozent des örtlichen Auf-
kommens in die Ermittlung des Verteilungsschlüssels einfließt, disku-
tiert?

Wenn ja, in welche Richtung, wenn nein, warum nicht, bzw. wann soll 
eine solche Debatte angestoßen werden?

Auf die Antwort zu Frage 3b wird verwiesen.

13. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung dieser Prozentsatz, 
bevor es zu der Entwicklung kam, dass zur Ermittlung des Verteilungs-
schlüssels ca. 60 Prozent des örtlichen Aufkommens der Einkommen-
steuer berücksichtigt werden?

Der Prozentsatz des örtlichen Aufkommens der Einkommensteuer, der in die 
Schlüsselzahlermittlung einbezogen wurde, bewegt sich im Zeitraum seit 2003 
– für welchen der Bundesregierung diesbezüglich Daten vorliegen – im Bun-
desdurchschnitt stets in einem Korridor um rd. 60 Prozent.
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14. Wie positioniert sich die Bundesregierung zu einer Differenzierung der 
Höchstbeträge nach Bundesländern bzw. zu einer Länderkompetenz bei 
der Festlegung der Höchstgrenzen gemäß § 3 Absatz 1 GemFinRefG, um 
den jeweiligen Unterschieden beim durchschnittlich erzielten Jahresein-
kommen gerecht werden zu können (vgl. den Vorschlag des Bundesrates 
auf Bundesratsdrucksache 514/16 zur Länderkompetenz bei Festlegung 
der Steuermesszahlen bei der Grundsteuer)?

Welche Vorteile und Nachteile hätte aus Sicht der Bundesregierung eine 
solche Regelung?

Nach Artikel 106 Absatz 5 Satz 2 GG wird das Nähere zur Verteilung des Ge-
meindeanteils an der Einkommensteuer durch ein Bundesgesetz bestimmt, dass 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf.
Eine einheitliche Festsetzung der Höchstbeträge auf Bundesebene reduziert die 
Komplexität sowie den verwaltungstechnischen Aufwand der Verteilung des 
Gemeindeanteils an der Einkommensteuer. Bestrebungen der Länder, den 
Höchstbetrag eigenständig zu regeln, sind der Bundesregierung nicht bekannt.
Der gesetzlich festgelegte bundeseinheitliche Höchstbetrag entspricht dem Er-
gebnis des Abstimmungsprozesses zwischen Bund, Ländern und kommunalen 
Spitzenverbänden, welcher 2006 zu einer Angleichung der bis dahin bestehen-
den Differenzierung der Höchstbeträge zwischen ost- und westdeutschen Län-
dern führte.
Eine Folge einer einheitlichen Festsetzung der Höchstbeträge ist, dass in Län-
dern mit durchschnittlich niedrigeren Einkommensteuerleistungen die relativen 
Steuerkraftunterschiede zwischen Gemeinden im Rahmen der Verteilung des 
Gemeindeanteils der Einkommensteuer in einem geringeren Umfang reduziert 
werden.

15. Liegen der Bundesregierung Berechnungen vor, welche Höchstbeträge 
sich aktuell ergeben würden, wenn weiterhin 60 Prozent des örtlichen 
Aufkommens der Einkommensteuer bei der aktuellen Berechnung be-
rücksichtigt werden, und wenn ja, zu welchen Ergebnissen kommen die-
se?

Liegen der Bundesregierung Berechnungen vor, welche Höchstbeträge 
sich ergäben, wenn andere Anteile des örtlichen Aufkommens der Ein-
kommensteuer bei der aktuellen Berechnung berücksichtigt werden, zum 
Beispiel 25, 50 und 75 Prozent, und wenn ja, zu welchen Ergebnissen 
kommen diese?

Wenn nein, beabsichtigt die Bundesregierung, aktuelle Berechnungen zu 
erstellen und zu veröffentlichen, und wenn ja, wann?

Der Bundesregierung liegen derzeit keine derartigen Berechnungen vor.
Bei den Modellrechnungen des Statistischen Bundesamtes wird generell von 
den Höchstbeträgen als unabhängiger Variable ausgehend der sich jeweils erge-
bende Anteil des örtlichen Aufkommens der Einkommensteuer bestimmt.
Es ist zudem darauf hinzuweisen, dass dem Bundesgesetzgeber bei der Festle-
gung der Höchstbeträge und der daraus resultierenden Höhe des Anteils des 
örtlichen Aufkommens, das bei der Verteilung des Gemeindeanteils an der Ein-
kommensteuer Berücksichtigung findet, verfassungsrechtliche Grenzen gesetzt 
sind. Eine Berücksichtigung des örtlichen Aufkommens in Höhe von beispiels-
weise lediglich 25 Prozent des gesamten Aufkommens dürfte nicht der Vorgabe 
des Artikels 106 Absatz 5 GG genügen, wonach der Gemeindeanteil am Auf-
kommen der Einkommensteuer von den Ländern an ihre Gemeinden „auf der 
Grundlage der Einkommensteuerleistungen ihrer Einwohner“ weiterzuleiten ist.
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16. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Durchschnitt der 
berücksichtigten Aufwendungen (Euro pro Einwohnerin und Einwohner) 
gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 4 des Einkommensteuergesetzes – EStG – 
Werbungskosten bzw. Entfernungspauschale, die die Höhe des zu ver-
steuernden Einkommens minimieren (bitte nach Bundesländern und im 
Bundesdurchschnitt, für die vergangenen fünf verfügbaren Vergleichsjah-
re aufschlüsseln)?

17. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Durchschnitt der 
berücksichtigten Aufwendungen (Euro pro Einwohnerin und Einwohner) 
gemäß § 9 Absatz 2 EStG – Entfernungspauschale bzw. ÖPNV (bitte 
nach Bundesländern und im Bundesdurchschnitt, für die vergangenen 
fünf verfügbaren Vergleichsjahre aufschlüsseln)?

18. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Durchschnitt (Euro 
pro Einwohnerin und Einwohner) der berücksichtigten Freibeträge für 
Kinder gemäß § 32 Absatz 6 EStG – Kinderfreibetrag und BEA-
Freibetrag (bitte nach Bundesländern und im Bundesdurchschnitt, für die 
vergangenen fünf verfügbaren Vergleichsjahre aufschlüsseln)?

Die Fragen 16 bis 18 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Eine separate Beantwortung der Fragen 16 und 17 nach § 9 Absatz 1 Num-
mer 4 EStG (Entfernungspauschale) und § 9 Absatz EStG (ÖPNV + behinde-
rungsbedingte Fahrten) ist nicht möglich, weil entsprechend differenzierte Da-
ten nicht vorliegen. Daher wurden die erhöhten Werbungskosten für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte insgesamt ausgewertet.
Zur Beantwortung der Frage 18 wurden die abzuziehenden Freibeträge für Kin-
der nach § 32 Absatz 6 EStG ausgewertet.
Bis zum Veranlagungsjahr 2010 wurden die Daten der Lohn- und Einkommen-
steuerstatistik nur dreijährlich aufbereitet, ab 2012 gibt es eine jährliche Bun-
desstatistik zur Lohn- und Einkommensteuer, die alle Einkommensteuerveran-
lagungen sowie die elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen der nichtveran-
lagten Steuerpflichtigen umfasst. Aufgrund der Fristen zur Abgabe der Steuer-
erklärungen und der Bearbeitungszeiten in den Finanzämtern sind aktuell nur 
Ergebnisse bis zum Veranlagungsjahr 2015 verfügbar.
Die Ergebnisse der entsprechenden Sonderauswertung des Statistischen Bun-
desamtes aus den Lohn- und Einkommensteuerstatistiken 2010 und 2012 bis 
2015 können den Tabellen 3 bis 7 in der Anlage 1 entnommen werden.

19. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Durchschnitt (Euro 
pro Einwohnerin und Einwohner) der Aufwendungen nach § 10 EStG 
Absatz 1 Nummer 2 EStG – Beiträge, die den gesetzlichen Rentenversi-
cherungen vergleichbare Leistungen erbringen (bitte nach Bundesländern 
und im Bundesdurchschnitt, für die vergangenen fünf verfügbaren Ver-
gleichsjahre aufschlüsseln)?

Dazu ist keine Auswertung aus der Lohn- und Einkommensteuerstatistik mög-
lich, weil die Aufwendungen nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 EStG nicht separat 
nachgewiesen werden.
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20. Welche Auswirkungen hat nach Einschätzung der Bundesregierung eine 
Änderung, insbesondere Anhebung des Höchstbetrages auf kommunale 
Finanzausgleichssysteme sowie den Länderfinanzausgleich?

In den kommunalen Finanzausgleichssystemen richtet sich die horizontale und 
vertikale Verteilung von Finanzmitteln üblicherweise zu einem Teil nach kom-
munalen Bedarfsindikatoren, welche auch auf der kommunalen Steuerkraft ba-
sieren. Ändert sich durch eine Anpassung des Höchstbetrages die Verteilung 
der kommunalen Steuerkraft, hat dies somit Auswirkungen auf den Mittelfluss 
innerhalb der kommunalen Finanzausgleichssysteme.
Die Höhe des aggregierten Gemeindeanteils an der Einkommensteuer eines 
Bundeslandes ist unabhängig vom Höchstbetrag, sodass eine Änderung keine 
Auswirkungen auf den Länderfinanzausgleich hat.

21. Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung als erforderlich an, um 
die immer weiter aufgehende Schere zwischen strukturschwachen und 
strukturstarken Städten, Landkreisen und Gemeinden zu schließen und 
regionale Disparitäten zugunsten gleichwertiger Lebensverhältnisse ab-
zubauen (vgl. Bertelsmann-Stiftung, Kommunaler Finanzreport 2019, 
9. Juli 2019)?

Die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in ganz Deutschland ist eines 
der zentralen Anliegen der Bundesregierung in dieser Legislaturperiode. Um 
die Bearbeitung verschiedener relevanter Themenkomplexe ressortübergreifend 
zu koordinieren, und um den diesbezüglichen Austausch mit Vertretern der 
Länder sowie der kommunalen Spitzenverbände zu strukturieren, hat das Bun-
deskabinett mit Einsetzungsbeschluss vom 18. Juli 2018 die Kommission 
„Gleichwertige Lebensverhältnisse“ gegründet.
Aufbauend auf der inhaltlichen Arbeit der Kommission, hat das Bundeskabinett 
am 10. Juli 2019 zwölf prioritäre „Maßnahmen der Bundesregierung zur Um-
setzung der Ergebnisse der Kommission ‚Gleichwertige Lebensverhältnisse‘ “ 
beschlossen.
Hierzu gehört auch die Bereitschaft des Bundes, an einem nationalen Konsens 
für eine gemeinsame Altschuldenlösung von Bund und Ländern zu arbeiten.
Die Maßnahmen werden von der Bundesregierung als zentrale Vorhaben gese-
hen, der weiteren Verfestigung von Disparitäten zwischen strukturschwachen 
und strukturstarken Gemeinden vorzubeugen.

22. Welche diesbezüglichen Maßnahmen wurden in der laufenden Legisla-
turperiode bereits umgesetzt, welche sind bis zum Ende dieser Legisla-
turperiode noch geplant?

Die Bundesregierung arbeitet seit Juli 2019 intensiv an der Ausgestaltung und 
Umsetzung der „Maßnahmen der Bundesregierung zur Umsetzung der Ergeb-
nisse der Kommission ‚Gleichwertige Lebensverhältnisse‘“. Einiges ist bereits 
umgesetzt. So werden beispielsweise seit dem 1. Januar 2020 strukturschwache 
Regionen durch die Bündelung und Koordinierung von mehr als 20 Förderpro-
grammen aus sechs Bundesressort in einem gesamtdeutschen Fördersystem ge-
fördert. Die dadurch gehobenen Synergieeffekte der koordinierten Förderinstru-
mente können somit in dieser Legislaturperiode bereits Veränderungen bewir-
ken. Andere Maßnahmen, deren Umsetzung eine längere Vorlaufzeit benötigt, 
werden hingegen erst mittelfristig spürbar werden.
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